
Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Vielen Dank, Kollege Beeck. – Das Wort geht an Sören 

Pellmann von der Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der LINKEN)

Sören Pellmann (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Frau Glöckner und Herr Oellers, ein Satz: Wenn Sie es 
mit dem Barrierefreiheitsgesetz so ernst meinen, ist mei-
ne Frage: Warum gab es keine erste Lesung hier im Parla-
ment, und warum wird die zweite Lesung in der nächsten 
Sitzungswoche um Mitternacht stattfinden? Das hat mit 
Transparenz herzlich wenig zu tun.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Jens Beeck [FDP])

Aber zum heutigen Thema. Zum heutigen Protesttag 
hätte ich mir unter dem Zeichen, unter dem nämlich die-
ser Protesttag steht: „Meine Stimme für Inklusion!“, eine 
deutlich stärkere und deutlich lautere Stimme gewünscht. 
Denn wie steht es um Inklusion in Deutschland? Eine 
Befragung des Mitteldeutschen Rundfunks aus dem 
März dieses Jahres hat ergeben: Von 20 000 befragten 
Leute haben 16 Prozent ausgeführt, es werde nicht genug 
für Menschen mit Behinderung getan. Zweite Zahl aus 
dieser Umfrage: 80 Prozent der Befragten sagen, es gebe 
keine Chancengleichheit auf Teilhabe. Das ist erschre-
ckend!

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wo liegen denn aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Probleme?

Schauen wir doch einmal in die UN-Behinderten-
rechtskonvention hinein. In der Originalfassung steht 
„Inclusion“. Übersetzt heißt das eigentlich Inklusion. In 
der amtlichen Übersetzung steht aber anstelle von Inklu-
sion nur Integration. Ein vermeintlich kleiner Fehler, aber 
er macht das Ausmaß sehr deutlich. Integration ist eben 
nicht Inklusion.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bereits während meines Studiums haben wir den Unter-
schied sehr bildhaft herausgearbeitet. Aus meinen dama-
ligen Mitschriften kann ich der Bundesregierung gern, 
auch in leichter Sprache, entsprechende Mitschriften zur 
Verfügung stellen.

(Heiterkeit und Beifall bei der LINKEN – 
Zuruf von der LINKEN: Der war gut!)

Auch der fehlende Wille der Großen Koalition in der 
letzten Legislaturperiode, mehr zum Abbau für Barriere 
zu tun, ist ein Grund für die Probleme.

Die Anzahl der Anträge aus den demokratischen 
Oppositionsfraktionen der letzten Wochen und Monate 
zeigt deutlich, wo weiterhin Defizite bestehen. Nur war 
Ihnen offensichtlich, insbesondere liebe Sozialdemokra-
ten, der Koalitionsfriede deutlich wichtiger als der Ein-
satz für Menschen mit Behinderung.

(Widerspruch bei der SPD)
In der heutigen Debatte unterstützen wir, lieber Jens 

Beeck, euren Antrag zur Gebärdensprachdolmetschung. 
Es ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit, dass alle 
Pressestatements aus den Ministerien barrierefrei über-
tragen werden müssen.

(Beifall bei der LINKEN)
Ein zweiter spannender Antrag ist der zur Umsatz-

steuer für Inklusionsunternehmen; auch den unterstützen 
wir ausdrücklich. Es versteht doch draußen kein Mensch 
mehr, dass dort produzierte Waren mit 7 Prozent Mehr-
wertsteuer besteuert werden, aber die an die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter verkaufte Bockwurst mit 19 Pro-
zent. Das ist nicht gerecht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Jens Beeck [FDP])

Für die Linke bleibt daher wichtig: Das Wunsch- und 
Wahlrecht auf Leistungen zur Teilhabe darf nicht am 
Kostenvorbehalt scheitern; denn Teilhabe, Inklusion 
und Menschenrechte gibt es nicht zum Nulltarif, und 
der Markt regelt es, wie so oft, eben nicht. Die Linke ist 
der Überzeugung: Auf dem Arbeitsmarkt wird es keine 
Veränderung ohne schärfere Sanktionen geben.

Zur Ausgleichsabgabe habe ich mich bereits geäußert.
Ich will zum Schluss kommen und noch zwei weitere 

Zahlen aus der von mir zitierten Umfrage nennen. Ers-
tens. 86 Prozent der Interessierten zeigen sich für Belange 
von Menschen mit Behinderung offen. Zweitens. 93 Pro-
zent der Befragten wünschen sich einen inklusiven 
Arbeitsmarkt, auf dem sie mitwirken.

Daher meine abschließende Bitte: Unterstützen wir 
besonders am heutigen Tag die Initiative zum europä-
ischen Tag der Menschen mit Behinderung. Unsere Stim-
me für Inklusion! Machen Sie mit! Gemeinsam können 
wir die Systemschwächen überwinden und die Gesell-
schaft deutlich inklusiver gestalten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Danke, Kollege Pellmann. – Das Wort geht an Bünd-

nis 90/Die Grünen mit Corinna Rüffer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Demokratinnen und Demokraten! Am vergangenen 
Samstag war der 1. Mai, der Tag der Arbeit.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Tag der 
Randale in Berlin!)

Trotz Pandemie waren viele Menschen auf den Straßen 
und haben für die Rechte von Menschen, die in diesem 
Land arbeiten und vieles aufrechterhalten, gestritten. Ich 
freue mich darüber, dass sie das getan haben. Aber was 
mich nicht freut, ist, dass wieder einmal eine Gruppe von 
Menschen überhaupt nicht im Blick gestanden hat, und 
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das sind Menschen mit Behinderung. Das ist in der Tat 
wirklich schade. Das ist deshalb schade, weil das Thema 
„Inklusion am Arbeitsmarkt“ in einer Gesellschaft, die 
altert und sich im demografischen Wandel befindet, rich-
tig wichtig und zunehmend von zentraler Bedeutung ist. 
Es ist auch bedauernswert, weil immer mehr Menschen, 
die arbeiten, aufgrund dieser Arbeit krank werden und 
weil es trotz rechtlicher Verpflichtung viel zu viele Men-
schen gibt, die in Sondersystemen gefangen sind und das 
Gefühl haben, dass sie nicht wahrgenommen werden – 
meines Erachtens völlig zu Recht.

Ich möchte deshalb am heutigen Europäischen Protest-
tag zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
tatsächlich die Gelegenheit nutzen, diese vielen Men-
schen, die Millionen von Menschen, für einen kurzen 
Moment einmal in den Mittelpunkt dieser Debatte zu 
stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Die Gelegenheit hat mir in der Tat die FDP gegeben, die 
hier eine Reihe von Anträgen zu diesem Thema vorgelegt 
hat, über die wir eigentlich viel umfänglicher diskutieren 
müssten. Ich kann Ihnen sagen: Wir teilen viele der Punk-
te, die Sie auf Papier gebracht haben. Die Deckelung des 
Budgets für Arbeit muss weg, damit das Angebot für die 
Menschen attraktiv wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Die Bürokratie muss abgebaut werden; das ist völlig 
richtig. Inklusionsbetriebe dürfen steuerlich nicht 
benachteiligt werden, weil es wirklich Innovationsboten 
sind in diesem Bereich. Die müssen wir stärken; das ist 
völlig richtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Wir brauchen eine echte Entschleunigung der Bürokratie 
in diesem Land, damit Menschen auch im Bereich des 
inklusiven Arbeitens ihre Leistungen erbringen können. 
Das ist wirklich überfällig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sehen natürlich – wir sind bei den Grünen, Sie bei 
der FDP – viele Dinge auch unterschiedlich; die Aus-
gleichsabgabe und die Beschäftigungsquote sind da nur 
zwei Stichworte. Aber eigentlich möchte ich über die 
Hundertausenden von Menschen reden, die in Werkstät-
ten für Menschen mit Behinderung arbeiten. Ich habe 
einen Mitarbeiter, Lukas Krämer, der in meinem Wahl-
kreisbüro arbeitet. Er hat zuvor fünf Jahre lang in einer 
Werkstatt für Menschen mit Behinderung gearbeitet. Er 
weiß ganz genau, worum es geht. Er hat sich mit einer 
Petition auf den Weg gemacht, die so erfolgreich ist, wie 
es keiner geglaubt hätte. Fast 90 000 Menschen – und es 
werden jeden Tag mehr – unterstützen diese Petition, weil 
die Menschen in diesen Werkstätten endlich einen Min-
destlohn haben möchten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Diese Menschen arbeiten Vollzeit für ein Taschengeld 
von 1,35 Euro pro Stunde.

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Kommen Sie bitte zum Ende.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das sind doch die Themen. Es versteht doch auch der 

Letzte, dass wir hier mit dem Argument des Schonraums 
nicht mehr kommen können, sondern in der Lebensreali-
tät dieser Menschen endlich substanziell etwas verändern 
müssen, und dazu wäre jetzt endlich auch mal Gelegen-
heit.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Dagmar Ziegler:
Danke, Kollegin Rüffer. – Das Wort geht an 

Dr. Matthias Bartke für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Dr. Matthias Bartke (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vergangene Sitzungswoche haben wir hier das Teilhabes-
tärkungsgesetz verabschiedet. Viele der FDP-Anträge, 
die heute auf der Agenda stehen, waren Teil unserer Aus-
schussberatungen. Es ist aber trotzdem schön und gut, 
dass wir mit den Anträgen heute, am Protesttag zur 
Gleichstellung der Menschen mit Behinderung, noch ein-
mal die Inklusion debattieren können. Denn nach wie vor 
gilt: Wir brauchen einen Bewusstseinswandel.

Fast 10 Millionen Menschen in Deutschland haben 
eine Behinderung, und nur bei jedem Dreißigsten ist die 
Behinderung angeboren. Die meisten Behinderungen ent-
stehen im Laufe des Lebens durch Unfälle oder chroni-
sche Erkrankungen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
das ist absurd. Es gibt Beratungen, es gibt Förderungen, 
es gibt Geld, und trotzdem gibt es zu viele Menschen mit 
Schwerbehinderung, die arbeitslos sind – das Ganze bei 
gleichzeitigem Fachkräftemangel.

Unternehmen mit mehr als 20 Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern müssen bekanntlich eine Schwerbehin-
dertenbeschäftigungsquote von 5 Prozent erfüllen. Bei 
jedem Viertem dieser beschäftigungspflichtigen Unter-
nehmen ist es so, dass die ihre Quote nicht nur nicht 
erfüllen, nein, sie beschäftigen überhaupt keine Men-
schen mit Schwerbehinderung – Beschäftigungsquote: 
null. Für diese Totalverweigerer hat Hubertus Heil eine 
zusätzliche Stufe für die Ausgleichsabgabe vorgeschla-
gen. Die Ausgleichsabgabe in dieser Stufe sollte wesent-
lich höher sein. Das ist eine deutliche Maßnahme und ein 
deutliches Signal an die Totalverweigerer.

(Beifall bei der SPD)
Aber das Kanzleramt hat das gestoppt – wieder einmal. 

Ich finde, es wird wirklich allerhöchste Zeit, dass dort ein 
Personalwechsel stattfindet,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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